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Die sowjetische Wirtschaft in der Krise 

Die sowjetische Wirtschaft befindet sich in einer ernsten Umstellungskrise. Viele Elemente des alten 

Lenkungssystems wurden beseitigt, der Ersatz durch marktwirtschaftliche Steuerungsmechanismen ist 
noch nicht vollzogen. Der Haushaltsplan weist 1989 ein Defizit von 100 Mrd. Rubel (mehr als 10 vH des 
Bruttosozialprodukts) aus, das zu über einem Drittel durch Geldschöpfung finanziert wird. Es ist ein mas-

siver Nachfrageüberhang entstanden, der offiziell auf 70 bis 80 Mrd. Rubel beziffert wird, inoffizielle Schät-
zungen sprechen sogar von 150 Mrd. Rubel. Die Versorgungslage verschlechtert sich immer mehr, selbst 

Waren des Grundbedarfs wie Zucker, Tee oder Seife sind knapp und vielerorts rationiert worden. Ursäch-
lich dafür ist nicht zuletzt eine verfehlte Investitions- und Strukturpolitik. An der notorischen Vernachlässi-

gung der Konsumgüter- und Nahrungsmittelindustrie hat sich auch unter Gorbatschow nichts geändert. 

Die Wirtschaftslage wird vor allem auch durch die widersprüchlichen und halbherzigen Reformen destabi-
lisiert. Sie betreffen bis jetzt hauptsächlich die Mikroebene; die Rahmenbedingungen für die Betriebe 

haben sich kaum geändert. Es fehlt ein freier Handel mit Produktionsmitteln, die administrativ festge-
legten Preise fördern Spekulation und Schattenwirtschaft. Die Bergarbeiterstreiks haben gezeigt, daß die 
Beschäftigten nicht länger bereit sind, die schlechten Lebensbedingungen und die Rechtlosigkeit der Be-

triebe hinzunehmen. 

Gesamtwirtschaft 

Das gesamtwirtschaftliche Wachstum entwickelt sich 
seit Beginn der Planperiode 1986 bis 1990 diskontinuier-
lich. 1986 und 1988 erhöhten sich die Zuwachsraten, 1987 
und im ersten Halbjahr 1989 schwächte sich das Wirt-

schaftswachstum wieder ab (Zunahme gegenüber dem 

Vorjahreszeitraum in vH): 

1981- 1986- 1986 1987 1988 1989 
1. Halb-
jahr 

Ist Plan Ist Ist Ist Ist 

851) 901) 

Brutto-
sozialprodukt 4,0 — 4,6 

Produziertes 
Nationaleinkommen 3,6 4,2 4,1 2,3 4,4 2,5 

3,3 5 3,5 

1) Im Jahresdurchschnitt 

Die im Fünfjahrplan angestrebte Wachstumsbeschleu-

nigung mit über 4 vH jähriich ist mittlerweile kein Ziel 

mehr. Sie ist auch kaum noch zu erreichen. Das produ-
zierte Nationaleinkommen stieg im Jahresdurchschnitt 

1986 bis 1988 um 3,6 vH, wegen des geringen Wachstums 
1989 wird der Durchschnitt noch sinken. Überdies ist das 
ausgewiesene Wirtschaftswachstum wegen der unzurei-

chenden Eliminierung von Preiseffekten überhöht. Der 
Wirtschaftswissenschaftler Abel Aganbegjan beziffert den 

Anteil dieses Faktors auf die Hälfte bis zwei Drittel der 
amtlichen Zuwachsraten'. Leonid Abalkin, Direktor des 
Instituts für Ökonomie der Akademie der Wissenschaften, 
verweist auf Schätzungen, nach denen derzeit etwa 60 vH 

des Anstiegs des Nationaleinkommens auf Preiserhö-

hungen beruhen'. 

1 Vgl. Pravda Ukrainy vom 10. November 1988. 

2 Vgl. Narodnoe chozjajstvo Belorussii, Nr. 3/1989, S. 9. 
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Indikatoren der wirtschaftlichen Entwicklung in der UdSSR 
durchschnittliche jährliche Zunahme in vH 

1981-85 1986-90 1986-88 1986 1987 1988 1989 
1. Halbj. 1) 

Ist Plan Ist Ist Ist Ist Ist 

Beschäftigtet) 
Produziertes Nationaleinkommen 
Bruttosozialprodukt 
Industrieproduktion 
- Produktionsgüter 
- Konsumgüter 
Landwirtschaftliche Bruttoproduktion3) 
Gütertransportvolumen 
Arbeitsproduktivität 
- Industrie 
- Bauwirtschaft 
- Landwirtschaft3) 
- Eisenbahntransport 
Nominallöhne und -gehälter je Beschäft. 
Staatsausgaben, jeweilige Preise 
Verwendetes Nationaleinkommen 
Brutto-Anlageinvestitionen4) 
Inbetriebnahme von Grundfonds4) 5) 
Einzelhandelsumsatz, jeweilige Preise 
Export, jeweilige Preise 
Export, konstante Preise 
Import, jeweilige Preise 
Import, konstante Preise 

0,9 
3,6 
4,0 
3,7 
3,6 
3,9 
1,0 
1,4 
3,1 
3,1 
2,6 
1,5 
1,6 
2,4 
5,6 
3,1 
3,7 
2,9 
3,7 
7,9 
1,7 
9,2 
6,9 

0,5 0,0 
4,2 3,6 
- 4,3 

4,6 4,2 
4,4 4,2 
4,9 4,4 
2,7 2,9 

2,5 
4,2 3,8 
4,6 4,5 
3,9 6,1 
4,0 5,0 
2,3 6,1 
2,8 4,5 

5,6 
4,1 2,9 
4,9 6,8 

5,3 
4,1 

-2,6 
4,8 

-2,0 
-1,0 

0,6 
4,1 
4,6 
4,9 
5,3 
3,9 
5,3 
4,4 
3,8 
4,5 
4,5 
8,6 
7,6 
2,9 
7,9 
3,4 
8,4 
5,9 
2,4 

-6,1 
9,2 

-9,8 
-4,8 

0,4 
2,3 
3,3 
3,9 
3,8 
4,2 

-0,6 
2,0 
2,4 
4,1 
6,3 
3,2 
6,8 
3,7 
3,3 
1,7 
5,6 
6,8 
2,8 

-0,2 
2,6 

-3,0 
-0,9 

-0,9 -0,7 
4,4 2,5 
5,0 3,5 
3,9 2,7 
3,5 1,8 
5,0 5,3 
0,7 - 
1,3 -1 
5,1 2,8 
4,7 4,1 
7,5 3,7 
3,2 - 
3,9 
7,0 10 
5,5 
3,0 
4,8 3 
0,8 -0,8 
7,1 9,4 

-1,5 0,3 
2,5 
7,1 2,5 
2,8 

1) In vH gegenüber dem 1. Halbjahr 1988. - 2) Arbeiter und Angestellte in der Gesamtwirtschaft, ohne Kolchosen und übrige 
Genossenschaften. - 3) Mehrjahresdurchschnitte bezogen auf den Durchschnitt zum vorhergehenden Planjahrfünft. -
4) 1986-88 lt. Planerfüllungsbericht für 1988. - 5) 1. Halbjahr 1989: Nur Staatssektor, ohne Kolchosen und Genossenschaften 
und privaten Wohnungsbau. 

Quellen: Statistisches Jahrbuch 1987; Planerfüllungsberichte 1987, 1988 und 1. Halbjahr 1989; Statistisches Taschenbuch 
1988 der UdSSR. 

Zur Schlüsselfrage für die Wirtschaftspolitik wird immer 

mehr die Bekämpfung der Inflation. Trotz Glasnost 

werden die für eine Analyse des Inflationsprozesses rele-

vanten Daten nur sehr zögernd der Öffentlichkeit zugäng-

lich gemacht, die vorliegenden Informationen sind nach 

wie vor bruchstückhaft. Die Preissteigerungen werden 

statistisch unzureichend erfaßt, die Finanzstatistiken 

haben nur eine geringe Aussagekraft, über die Geldmen-

genentwicklung gibt es nur vereinzelte Äußerungen3. 

Die Hauptaufgabe bei der Inflationsbekämpfung ist die 

Reduzierung des Defizits im Staatshaushalt. Die Existenz 

eines Budgetdefizits wurde erstmals bei der Vorlage des 

Haushaltsplans für 1989 offiziell bestätigt, nachdem es 

bereits im Sommer 1988 Hinweise auf ein deficit-spen-

ding in Höhe von fast 70 Mrd. Rubel im laufenden Haus-

haltsjahr gegeben hatte. Das für 1989 geplante Defizit be-

läuft sich insgesamt auf 100 Mrd. Rubel. Davon sollen 

63,4 Mrd. Rubel durch zinslose Staatsbankkredite ge-

deckt werden. Die damit verbundene Geldschöpfung hofft 

man durch einen Geldrückfluß an die Staatsbank neutrali-

sieren zu können, vor allem dadurch, daß die Unter-

nehmen ihre Lagerbestände vermindern und den Erlös 

zur Tilgung von Krediten der Staatsbank verwenden. Für 

geplante Ausgaben in Höhe von 36,3 Mrd. Rubel fehlt jeg-

liche Deckung, d. h. hier ist eine Erhöhung der Geld-

menge von vornherein geplant4. 

Das Problem eines defizitären Staatshaushalts ist nicht 

neu, seit dem Amtsantritt Gorbatschows hat es sich aber 

erheblich verschärft. Ende der sechziger Jahre wurden 

erstmals Defizite in Höhe von 3 bis 5 Mrd. Rubel ver-

zeichnet, 1980 lag das Defizit bei 20 Mrd. Rubel. Insge-

samt wurden 1971 bis 1985 Kredite in Höhe von 106 Mrd. 

Rubel zur Budgetfinanzierung aufgenommen. Für die 

3 Unumstritten ist auch in der UdSSR der inflationäre Cha-
rakter der monetären Entwicklung. 1971 bis 1985 stieg die Geld-
menge auf mehr als das Dreifache, während sich die Konsumgü-
terproduktion verdoppelte. Seitdem hat sich der Geldmengenzu-
wachs weiter kräftig beschleunigt. „ Auch unter den 
Bedingungen des Sozialismus ist es unmöglich, ökonomische 
Gesetze endlos zu verletzen", kommentiert ein Gosplan-Mitar-
beiter sarkastisch diese Geldpolitik (vgl. Planovoe chozjajstvo, 
Nr. 7/1989, S. 24, 30f.). 

4 Vgl. Kommunist, Nr. 11/1988, S. 66 ff.; Sovetskaja Rossija 
vom 2. September 1988; Izvestija vom 28. Oktober 1988. 
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Haushaltslücke 1986 bis 1988 schwanken die Angaben 

zwischen 43 und 61 Mrd. Rubel im Jahresdurchschnitt. 
Die Staatsverschuldung Anfang 1989 wird auf 312 Mrd. 

Rubel beziffert5. Als Ursachen für die wachsenden Defi-

zite seit 1986 werden insbesondere der Verfall der Erdöl-
preise und die Drosselung der Alkoholproduktion ge-

nannt, die gegenüber dem Plan für das Budget zu Ein-
nahmeausfällen von jeweils 40 bzw. 36 Mrd. Rubel 
geführt haben. Es wurden 20 Mrd. Rubel außerplanmäßig 

investiert, weitere 18 Mrd. Rubel kosteten zusätzliche So-

zialprogramme. Hinzu kamen die Folgekosten der Reak-

torkatastrophe von Tschernobyl (8 Mrd. Rubel). Die Besei-
tigung der Erdbebenschäden in Armenien wird Schät-

zungen zufolge 8 bis 10 Mrd. Rubel erfordern6. Als 
Konsequenz aus der überbordenden Zunahme der 
Staatsverschuldung wird von zahlreichen Reformöko-

nomen'die Forderung nach einer vom Finanzministerium 
unabhängigen Staatsbank erhoben 7. Es wird die Ansicht 

vertreten, daß die Kreditfinanzierung des Staatshaushalts 
unter den gegebenen sowjetischen Bedingungen grund-

sätzlich inflationär wirkt. Sie führe zu einer starken Erhö-
hung der Geldmenge, da es keine am möglichen 
Wachstum der Produktion ausgerichtete Geldpolitik gibt. 

Außerdem wird kritisiert, daß kein Kapitalmarkt existiert 
und Laufzeiten und Tilgungsbedingungen von Krediten 
an den Staatshaushalt in der Regel nicht festgelegt 
werden 8. 

Im ersten Halbjahr 1989 hat sich die Inflation weiter be-

schleunigt. Die steigende Bedeutung der Kreditfinanzie-
rung für den Staatshaushalt setzte sich fort, die Geldmen-

genausweitung war um ein Drittel höher als in derselben 
Periode des Vorjahres9. Ein umfassendes Konzept für die 

Inflationsbekämpfung gibt es bis jetzt nicht. ZK und Mini-
sterrat haben zwar im März 1989 einen Maßnahmenka-

talog beschlossen, durch den das Haushaltsdefizit 1989 

um 29,3 Mrd. Rubel und 1990 um 33,7 Mrd. Rubel verrin-
gert werden soll. Unter anderem sollen die haushaltsfi-
nanzierten Investitionen in den produzierenden Berei-

chen 1989 um 7,5 Mrd. Rubel gekürzt und die Subventio-

nierung von Verlustbetrieben um 30 vH reduziert 
werden 10. Trotzdem wird mittlerweile für 1989 ein Defizit 
von 120 Mrd. Rubel erwartet, da das Erdbeben in Arme-

nien, die Erhöhung der Mindestrenten zum 1. Oktober 
1989 sowie die Zugeständnisse an die Bergarbeiter und 

die Eisenbahner nach den Streiks die öffentlichen Fi-
nanzen zusätzlich belasten werden. 

Nicht länger tabu sind die Rüstungsausgaben. Von Mi-
nisterpräsident Ryshkow wurden erstmals vollständige 

Angaben der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Bisher 
sind nur die Aufwendungen für den laufenden Unterhalt 

der Streitkräfte als Verteidigungsausgaben nachge-
wiesen worden; für 1989 sind sie mit 20,2 Mrd. Rubel ver-

anschlagt. Hinzu kommen die Kosten für Waffenbeschaf-
fung (32,6 Mrd. Rubel), Forschung und Entwicklung 
(15,3 Mrd. Rubel), Bautätigkeit (4,6 Mrd. Rubel), Pen-

sionen (2,3 Mrd. Rubel) sowie sonstige Aufwendungen 

(2,3 Mrd. Rubel). Für 1989 ergibt dies eine Gesamtsumme 

von 77,3 Mrd. Rubel". Staatspräsident Gorbatschow hat 
bis 1991 eine Kürzung dieser Summe um 10 Mrd. Rubel 

(14 vH) angekündigt. 

Industrie 

In der Industrie konnte das im Fünfjahrplan vorgese-
hene Wachstum seit 1987 nicht mehr erreicht werden. 

Ausschlaggebend für diese Entwicklung ist die Erzeu-
gung von Produktionsgütern, in der die Zuwachsraten seit 
1986 ständig zurückgegangen sind. Demgegenüber weist 

das Wachstum der Konsumgüterproduktion eine stei-
gende Tendenz auf (Zunahme gegenüber dem Vorjahres-
zeitraum in vH): 

1981- 1986- 1986 1987 1988 1989 
851) 901) 1. Halb-

jahr 
Ist Plan Ist Ist Ist Ist 

Gesamte 
Industrieproduktion 

- Produktionsgüter 

- Konsumgüter 

3,7 4,6 4,9 3,9 

3,6 4,4 5,3 3,8 

3,9 4,9 " 3,9 4,2 

3,9 2,7 

3,5 1,8 

5 5,3 

1) Im Jahresdurchschnitt. 

Absolute Priorität genießt derzeit die Förderung der 

Konsumgüter- und Nahrungsmittelindustrie und der ihrer 
Lieferanten von Investitionsgütern. Das Konsumgüteran-
gebot bleibt jedoch immer mehr hinter der steigenden no-

minalen Kaufkraft der Bevölkerung zurück. Die ausgewie-
senen Produktionszuwächse vermitteln überdies ein zu 
günstiges Bild von der tatsächlichen Entwicklung. In der 

Leichtindustrie sind sie primär auf Sortimentsverschie-
bungen zurückzuführen, d.h. es werden verstärkt neue 
Produkte hergestellt, bei denen Preiszuschläge erhoben 

werden können. Mengenmäßig ist die Produktion kaum 

gestiegen, bei vielen Massenbedarfsartikeln ist sie rück-
läufig. Völlig unbefriedigend ist das Angebot vor allem bei 

preiswerter Bekleidung für Kinder und die ältere 

Bevölkerung 12. Bei den langlebigen Konsumgütern 

5 Vgl. Voprosy ekonomiki, Nr. 6/1989, S. 10; Moscow News, Nr. 
18/1989, S. 10; Pravitel'stvennyj vestnik, Nr. 14-15/1989, S. 17; 
Ekonomiceskaja gazeta, Nr. 24/1989, S. 4; Pravda vom 5. August 
1989. 

6 Vgl. Finansy SSSR, Nr. 6/1989, S.15. 

7 So von Nikolaj Schmeljow auf dem Volksdeputiertenkongreß. 
Vgl. Moskau News (deutsche Ausgabe), Nr. 7/1989, S. B. 

8 Vgl. Den'gi i kredit, Nr. 5/1989, S. 29 ff. 

9 Vgl. Izvestija vom 29. Juli 1989. 

10 Vgl. Izvestija CK KPSS, Nr. 5/1989, S. 14 ff. 

11 Vgl. Ekonomiceskaja gazeta, Nr. 24/1989, S. 5. 

12 Vgl. Izvestija vom 3. März 1989. 
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wurden 1988 Planrückstände bei der Erzeugung von Ton-

bandgeräten, Waschmaschinen und Staubsaugern ver-

zeichnet, die Produktion von Radiogeräten und Pkw sank 

sogar. Im ersten Halbjahr 1989 war die Pkw-Produktion er-

neut rückläufig, außerdem die Erzeugung von Nähma-

schinen. Die Nahrungsmittelindustrie produzierte 1988 

12 vH weniger Zucker als im Vorjahr, im ersten Halbjahr 

1989 sank die Produktion noch einmal um 1 vH. 

Einen wichtigen Beitrag zur Modernisierung der 

Konsumgüter- und Nahrungsmittelindustrie und zur Erhö-

hung des Konsumgüterangebots soll die Rüstungsindu-

strie leisten. Einige Betriebe werden sogar völlig auf zivile 

Produktion umgestellt („ Konversion"). Beispielsweise 

sollen künftig 345 Rüstungsbetriebe Ausrüstungen für die 

Nahrungsmittelindustrie herstellen. Der Anteil der Zivil-

produktion in den zum „Verteidigungskomplex" gehö-

renden Maschinenbauministerien, der derzeit bei 40 vH 

liegt, soll in den nächsten zwei Jahren bis auf 60 vH 

steigen 13. Diesen Ministerien wurden außerdem die Un-

ternehmen des am 1. März 1988 aufgelösten Maschinen-

bauministeriums für die Leicht- und Nahrungsmittelindu-

strie und für Haushaltsgeräte zugeordnet. 

Nach den bisherigen Planungen wird für 1990 ein An-

stieg der Konsumgüterproduktion um fast 12 vH ange-

strebt, unter Ausschluß der Nahrungsmittelindustrie soll 

der Zuwachs 18 vH betragen, bei den langlebigen Kon-

sumgütern 24 vH. Um diese Ziele zu erreichen, wird auch 

eine Produktionssenkung bei bestimmten Investitionsgü-

tern, z.B. bei Lkw, eingeplant 14. 

Landwirtschaft 

Die Landwirtschaft ist auch unter Gorbatschow ein 

Schwachpunkt der sowjetischen Wirtschaft. Die landwirt-

schaftliche Bruttoproduktion, die 1986 um 5,3 vH ge-

stiegen war, stagnierte 1987 (- 0,6 vH) und 1988 (+0,7 

vH). Die Getreideernte fiel 1988 mit 195 Mill. t gegenüber 

210 Mill. t in den beiden Vorjahren enttäuschend aus. Aus-

gesprochen schlecht waren 1988 die Erträge bei Obst, die 

um 14 vH niedriger waren als im Jahresdurchschnitt 1981 

bis 1985 - bei Wein sogar um 21 vH. Die Produktion tieri-

scher Erzeugnisse (Fleisch, Milch, Eier) wuchs 1988 um 

2 bis 4 vH. 

Die künftige Agrarpolitik ist im März 1989 vom ZK-

Plenum der KPdSU festgelegt und danach durch mehrere 

Verordnungen des Ministerrats konkretisiert worden. Für 

die staatliche Leitung der Landwirtschaft sind künftig die 

Unionsrepubliken zuständig. Das Staatliche Agrarindu-
strielle Komitee (Gosagroprom), dem bisher die Landwirt-

schaft und die Nahrungsmittelindustrie unterstanden, ist 

aufgelöst worden. Die Unternehmen und Einrichtungen 

aus seinem bisherigen Verantwortungsbereich werden, 

von einigen Ausnahmen abgesehen, den Republiken un-

terstellt. Neu geschaffen wurde auf Unionsebene die 

Staatliche Kommission für Nahrungsmittel und Aufkäufe 

beim Ministerrat der UdSSR. Ihre Kompetenzen sind sehr 

unklar formuliert. Sie soll die Aktivitäten der Ministerien 

und Behörden im „agrarindustriellen Komplex" koordi-

nieren, die grundlegenden Entwicklungsrichtungen in 

diesem Bereich festlegen, bei der Beschaffung und Ver-
teilung von Nahrungsmitteln und landwirtschaftlichen 

Rohstoffen mitwirken sowie Aufgaben bei der Durchfüh-

rung von Reformmaßnahmen und in der Sozialpolitik auf 

dem Lande übernehmen. 

Den Kolchosen, Sowchosen und anderen landwirt-
schaftlichen Betrieben wird das Recht eingeräumt, ihre 

Produktionsstruktur, ihre Verkäufe und alle anderen öko-
nomischen Größen (mit Ausnahme der Beziehungen zum 

Staatshaushalt) selbst festzulegen. Die Übernahme von 

Staatsaufträgen ist freiwillig auf der Basis von Verträgen, 

13 Vgl. Pravda vom 13. Juni 1989. 

14 Vgl. Pravda vom 5. August 1989. 

Landwirtschaftliche Produktion in der UdSSR 

1986 1987 1988 1981/851) 1986/881) 

Getreide 
Zuckerrüben 
Sonnenblumenkerne 
Kartoffeln 
Gemüse 
Früchte und Beeren 
Weintrauben 
Rohbaumwolle 
Leinenfasern 
Fleisch 
Milch 
Eier 
Wolle 

(Mill. t) 
(Mill. t) 
(Mill. t) 
(Mill. t) 
(Mill. t) 
(Mill. t) 
(Mill. t) 
(Mill. t) 
(1000 t) 
(Mill. t) 
(Mill. t) 

(Mrd. St.) 
(1000 t) 

210,1 
79,3 
5,3 

87,2 
29,7 
11,5 
6,5 
8,2 

366,0 
18,0 

102,2 
80,7 

469,0 

211,3 
90,0 
6,1 

75,9 
29,1 
7,9 
5,8 
8,1 

425,0 
18,6 

103,4 
82,1 

455,0 

195,0 
87,8 
6,2 

62,7 
29,3 
8,9 
5,6 
8,7 

323,0 
19,3 

106,4 
84,6 

476,0 

180,3 
76,4 
5,0 

78,4 
29,2 
10,4 
7,1 
8,3 

377,0 
16,2 
94,6 
74,4 

457,0 

205,5 
85,9 
5,9 

75,3 
29,4 
9,5 
6,0 
8,3 

374,0 
18,8 

104,1 
82,7 

469,0 

1) Im Jahresdurchschnitt. 

Quellen: Planerfüllungsberichte 1987,1988 und Statistisches Jahrbuch 1987. 
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die in der Regel eine Laufzeit von fünf Jahren haben. Die 

Aufkaufpreise werden mit Wirkung vom 1.1.1990 geän-

dert. Die bisherige regionale Differenzierung der Preise 

wurde für einige Produkte (Hartweizen, Reis, Mais, Baum-
wolle, Tabak) ganz beseitigt, für andere (Roggen, Zucker-

rüben, Sonnenblumenkerne, Milch, Fleisch) wird sie ein-

geschränkt. Bei Kartoffeln, Gemüse und Obst werden die 

Preise vertraglich vereinbart. 

lm Unterschied zum bisherigen Schematismus befür-

wortet das ZK eine Vielfalt organisatorischer Formen in 

der Landwirtschaft: Kolchosen, Sowchosen, agroindu-

strielle Kombinate und Agrofirmen, Pachtkollektive und 

Einzelpächter, Genossenschaftsbetriebe, private Neben-

wirtschaften. Allen Formen sollten die gleichen ökonomi-

schen Bedingungen eingeräumt werden 15. In den balti-

schen Staaten geht man noch einen Schritt weiter. In Lett-

land z.B. wurde ein Gesetz verabschiedet, das es 

gestattet, Land nicht nur zu pachten, sondern auf Dauer 
zu erwerben 16. 

Investitionen 

Eine wesentliche Ursache für die Inflation liegt in der 

über lange Zeit verfolgten einseitigen Investitions- und 

Strukturpolitik. Investiert wurde vor allem in der Schwerin-

dustrie (Brennstoff- und Energiewirtschaft, Metallurgie, 

Maschinenbau, Chemieindustrie), die Konsumgüter- und 

Nahrungsmittelindustrie wurden sträflich vernachlässigt. 

An dieser Investitionsstruktur hat sich auch unter Gorbat-

schow nichts geändert, sie hat sich zu Lasten der kon-

sumnahen Bereiche noch verschoben (Anteil an den In-

dustrieinvestitionen in vH) 17: 

1971-1975 1976-1980 1981-1985 1986 1987 

Brennstoff- und 
Energiekomplex 29,1 30,0 36,3 38,6 40,1 

Leichtindustrie 4,1 3,8 3,7 3,2 2,7 

Nahrungsmittel-
industrie 7,1 6,5 6,1 5,7 5,5 

Der Kapitalstock der konsumnahen Branchen ist infol-

gedessen überaltert, ihre Möglichkeiten zur Produktions-

steigerung sind begrenzt. 

Inflationstreibend wirken auch die chronischen Verzö-

gerungen bei der Fertigstellung neuer Produktionsan-

lagen. Die Bauzeit von Industrieobjekten beträgt im 

Durchschnitt fast 8 Jahre, im Maschinenbau sind es 10, in 

der Metallurgie sogar 15 Jahre 16. Die Investitionen sind in 

den Jahren 1986 bis 1988 mit durchschnittlich 6,8 vH er-

heblich schneller gestiegen als die Inbetriebnahme 

neuen Anlagevermögens (5,3 vH). Die unvollendeten In-

vestitionen sind infolgedessen in den letzten Jahren 

sprunghaft gewachsen (in Mrd. Rubel) 19: 

Am 1. 1. des Jahres 

1986 1987 1988 1989 

Der Wert der gelieferten, aber nocht nicht montierten 
Ausrüstungen betrug zu Beginn des Jahres 1989 14 Mrd. 

Rubel (1988: 12,7 Mrd.), davon entfielen 4,6 Mrd. Rubel 
auf Importe20. 

Entgegen allen Planungen hat sich die Zersplitterung 

der Investitionsmittel noch verstärkt. Allein 1988 erhöhte 

sich die Zahl der Neubauten um mehr als 4 000, die Plan-
kosten der neu begonnenen Bauvorhaben beliefen sich 

auf 59 Mrd. Rube121. 

Bei den Planungen für 1990 wird eine radikale Wende 

der Investitionspolitik anvisiert. Die aus dem Staatshaus-
halt finanzierten Investitionen sollen um durchschnittlich 

30 vH gekürzt werden, im Brennstoff- und Energiekom-

plex sowie der Metallurgie sogar um 40 vH. Die Einstel-

lung einer Reihe von Großprojekten wird geprüft, wodurch 

Einsparungen von 27 Mrd. Rubel für möglich gehalten 

werden. Die Investitionsstruktur wird zugunsten der nicht-

produzierenden Bereiche (z.B. Wohnungsbau) geändert. 

Insgesamt soll ihr Anteil am Investitionsvolumen 1990 

28 vH betragen gegenüber 23,5 vH 198822. 

Einkommen und privater Verbrauch 

Die Löhne und Gehälter sowie die Einkommen der Kol-

chosbauern sind seit 1985 weit stärker gestiegen als ge-

plant (Zunahme in vH gegenüber dem Vorjahres-

zeitraum): 

1981- 1986- 1986 1987 1988 1989 
851) 901) 1. Halb-

jahr 
Ist Plan Ist Ist Ist Ist 

Löhne 
und Gehälter 2,4 2,8 2,9 3,7 7 10 

Einkommen der 
Kolchosbauern 
(ohne Verkäufe 
auf den Kolchos-
märkten) 5,2 3,4 6,3 4,4 5 8 

1) Im Jahresdurchschnitt. 

15 Vgl. Materialien des Plenums des Zentralkomitees der 
KPdSU (russ.); 15. bis 16. März 1989, Moskau 1989, S. 86 ff. 

16 Vgl. Izvestija vom 4. Juli 1989. 

17 Vgl. Die Industrie der UdSSR. Statistischer Sammelband 
(russ.), Moskau 1988, S. 78. Der Investbau in der UdSSR. Statisti-
scher Sammelband (russ.), Moskau 1988, S. 53. 

t8 Vgl. Der Investbau ..., a.a.O., S. 68. 
19 Vgl. Ekonomiceskaja gazeta, Nr. 32/1989, S. 12. 

20 Vgl. Ekonomiceskaja gazeta, Nr. 17/1989, S. 6. 

21 Vgl. Pravda vom 24. Mai 1989; Izvestija CK KPSS, 
Nr. 6/1989, S. B. 

22 Vgl. Pravda vom 5. August 1989; Ekonomiceskaja gazeta, 
122 133 139 158 Nr. 24/1989, S. 5; Pravitel'stvennyj vestnik, Nr. 14-15/1989, S. 20. 
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Die Geldeinkünfte der Bevölkerung wuchsen 1988 um 

41 Mrd. Rubel, die Einzelhandelsumsätze nur um 25 Mrd. 

Rubel, im ersten Halbjahr 1989 waren es 25 bzw. 16,5 

Mrd. Rubel; der Nachfrageüberhang hat sich also weiter 

erhöht. Er wird offiziell auf 70 bis 80 Mrd. Rubel beziffert, 

inoffizielle Schätzungen sprechen von 150 Mrd. Die Ver-

sorgungslage hat sich zugespitzt. Grundnahrungsmittel 

wie Fleisch, Zucker oder Tee sind vielerorts rationiert 
worden, Versorgungsengpässe werden auch bei Fisch, 

Käse und in einigen Regionen selbst bei Brot gemeldet. 

Unter den industriellen Konsumgütern werden u.a. 

Waschmittel, Seife, Rasierklingen, Zahnpasta, Kosme-

tika, Schuhe, Strümpfe und Trikotagen sowie zahlreiche 

langlebige Konsumgüter als knapp eingestuft. Hamster-

käufe haben die Situation oft noch verschärft23. Profitiert 

von der Knappheit hat vor allem die Schattenwirtschaft. 

Bei Kosmetika übersteigen die Schwarzmarktpreise die 

staatlichen Einzelhandelspreise mitunter um das 30fache, 

bei Verhütungsmitteln um das 20fache, bei Fotoerzeug-

nissen um das 10fache, bei Tee, Seife, Waschmitteln, 

Zahnpasta, Shampoo oder Kompakt-Kassetten um das 5 

bis 6fache. Die Einzelhandelspreise sind nach offiziellen 

Angaben 1988 um 2,3 vH gestiegen, bei Textilien um 
10 vH, bei Schuhen um 8 vH, bei Fleischprodukten um 
4 vH 24. 

Zur Stabilisierung der Versorgungslage sehen die bis-

herigen Planungen für 1990 eine Steigerung des realen 
Einzelhandelsumsatzes um mindestens 40 Mrd. Rubel 

(10 vH) vor. Um den Kaufkraftüberhang abzuschöpfen, 

wird an verstärkte Sparanreize und die Emission von 

Staatsanleihen an die Bevölkerung gedachtes 

Reformpolitik 

Die im Westen häufig geäußerte Befürchtung, die kri-

senhafte Wirtschaftsentwicklung könne zum Abbruch der 

eingeleiteten Reformen führen, hat sich bisher als unbe-
gründet erwiesen. Für die bisherigen Schwierigkeiten 

wird überwiegend nicht die Reformpolitik verantwortlich 

gemacht, sondern, im Gegenteil die Inkonsequenz und 

Langsamkeit bei der Umsetzung ihrer Prinzipien in die 
Praxis. Um den Reformprozeß zu beschleunigen und In-

konsistenzen zu vermeiden, ist beim Ministerrat eine 

neue Kommission für die Wirtschaftsreform geschaffen 

worden. Der Kommission gehören Vertreter wichtiger zern 
traler Wirtschaftsbehörden, zwei Betriebsdirektoren sowie 

mehrere Wissenschaftler an. Sie soll die weiteren Re-

formmaßnahmen federführend ausarbeiten und dem Mi-

nisterrat entsprechende Vorschläge unterbreiten. Als Ar-

beitsschwerpunkte werden die Reform des Finanz- und 

Kreditsystems, der Preisbildung, der Steuern sowie der 
Beziehungen zwischen Union und Republiken und zwi-

schen staatlicher Leitungsebene und Unternehmen 
genannt26. 

Am 1. Januar 1989 ist der Geltungsbereich des Ge-

setzes über das Staatsunternehmen 27, das 1988 bereits 

für die Unternehmen von 30 Branchenministerien galt, 

auf die gesamte Staatswirtschaft ausgedehnt worden. 
Das Gesetz konnte die Eigenständigkeit der Betriebe ge-

genüber den Ministerien jedoch nicht in dem ge-

wünschten Maße herbeiführen. Die Staatsaufträge um-

faßten oft die gesamte Produktion, die an den Staatshaus-
halt und die Ministerien zu zahlenden Gewinnabführun-

gen wurden von den Ministerien willkürlich festgelegt und 

ließen den rentablen Unternehmen In vielen Fällen nur 

einen Bruchteil der erwirtschafteten Gewinne zwar eigenen 
Verfügung. Durch eine Novellierung des Gesetzes über 

das Staatsunternehmen hat der Oberste Sowjet Anfang 
August 1989 die rechtliche Stellung der Unternehmen ge-

stärkt. Die Staatsaufträge dürfen nicht mehr die gesamte 
Produktion erfassen. Das Recht zur Erteilung von Staats-

aufträgen hat ausschließlich Gosplan, die die Ministerien 

betreffenden Passagen wurden aus dem Gesetz gestri-

chen. Die Belegschaften können frei darüber ent-

scheiden, ihren Betrieb zu pachten und aus dem Wei-

sungsbereich des Branchenministeriums auszuscheiden. 

Die Möglichkeit für jedes Unternehmen, Wertpapiere zu 

seiner Finanzierung auszugeben, wird gesetzlich veran-

kert. Neu eingeführt wird eine progressive Besteuerung 
des Lohnfondszuwachses. Sie tritt an die Stelle der bishe-

rigen administrativen Bindung des Lohnfonds an die 

Produktivitätsentwicklung28. 

Als konsequenteste Form der „vollen wirtschaftlichen 
Rechnungsführung" wird neuerdings die Verpachtung 

von Betrieben oder Betriebsteilen an die Belegschaften 

bezeichnet. Anfangs wurde die Pacht nur in der Landwirt-
schaft propagiert, jetzt gewinnen Pachtverhältnisse auch 

in der Industrie, der Bauwirtschaft, dem Handel und dem 
Dienstleistungssektor an Bedeutung. Die Verpachtung 

wird dabei nicht länger lediglich als Möglichkeit ange-

sehen, unrentable Betriebe zu ökonomischem Verhalten 

zu veranlassen und den Staatshaushalt von Subven-
tionen zu entlasten. Verstärkt werden vielmehr grundsätz-

liche Vorzüge der Pacht angeführt (größere Selbständig-

23 Vgl. Izvestija vom 29. Juli 1989; Sovetskaja Rossija vom 28. 
Juli 1989; Pravda vom 5. August 1989. 

24 Vgl. Nedelja, Nr. 20/1989, S. 6.; Pravitel'stvennyj vestnik, 
Nr. 16/1989, S. 3. 

25 Vgl. Pravda vom 5. August 1989. 

26 Vgl. Ekonomiceskaja gazeta, Nr. 31/1989, S.16. Zum Stand 
der Reformen Anfang 1989. Vgl. Ulrich Weißenburger: Wirt-
schaftsreformen in der Sowjetunion: Eine Zwischenbilanz. In: 
Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung, Heft 1-1989, S. 85 ff. 

27 Vgl. Wirtschaftsreformen in der UdSSR: Stand und Per-
spektiven. Bearb.: Ulrich Weißenburger und Heinrich Ma-
chowski. In: Wochenbericht des DIW, Nr. 9/1987. Sowjetische 
Wirtschaftsreform: Das Konzept der Perestrojka gewinnt Kon-
turen. Bearb.: Ulrich Weißenburger und Heinrich Machowski. In: 
Wochenbericht des DIW, Nr. 48-49/1982 

28 Vgl. Izvestija vom 3., 4. und 6. August 1989. 
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keit und stärkeres Eigeninteresse der Beschäftigten, hö-
here Effizienz, Entbürokratisierung). Außerhalb der 

Landwirtschaft gab es am 1. Juli 1989 2 000 verpachtete 

Betriebe, davon 900 in der Industrie. 

Die Pachtverträge können eine Laufzeit von 5 bis 50 

oder mehr Jahren haben. In ihnen werden die zu zah-
lende Pacht und die an den Staatshaushalt zu leistenden 

Abführungen festgelegt. Im Rahmen der geltenden Ge-

setze und des Pachtvertrags bestimmen die Pächter 
selbst über ihre wirtschaftlichen Aktivitäten und die Ver-

wendung ihrer Produktion. Sie entscheiden eigenständig 

über das Lohnsystem und die Arbeitsbedingungen. 

Strittig ist die in einer Verordnung des Ministerrats enthal-

tene Bestimmung, die Mittelverwendung für Investitionen, 
Forschung und Entwicklung (als Summe oder in Relation 

zu den Einnahmen) zum Bestandteil des Pachtvertrags zu 

machen. Hierin wird ein Verstoß gegen das Prinzip ge-

sehen, daß die Pächter selbständig über die von ihnen er-

wirtschafteten Mittel verfügen sollen29. 

Für die zentrale Leitungsebene gibt es bis heute kein 

Reformkonzept. Die Abschaffung der Branchenministe-

rien wird zwar oft gefordert, durch die Regierungsumbil-

dung im Juni 1989 ist ihre Zahl aber lediglich von 52 auf 

32 verringert worden. Zusammengelegt wurden u.a. die 

Ministerien für Erdöl- und Erdgasindustrie, für Schwarz-

und Buntmetallurgie sowie für Gerätebau und elektrotech-

nische Industrie. Das für die Herstellung von Atomspreng-

köpfen zuständige Ministerium für mittleren Maschi-

nenbau wurde mit dem erst 1986 gegründeten Ministe-

rium für Atomenergie verschmolzen. Mit dem den 

verpachteten Betrieben gewährten Recht, aus dem Zu-

ständigkeitsbereich des jeweiligen Ministeriums auszu-

scheiden, ist ein zweiter Schritt getan worden, die Zu-

griffsmöglichkeit der Branchenministerien auf den ge-

samten Wirtschaftszweig zu beseitigen. Bereits 1988 sind 

mehrere „Konzerne" (offiziell: branchenübergreifende 

staatliche Vereinigung) entstanden, die als selbständige 

Unternehmenszusammenschlüsse keinem Ministerium 

unterstehen. Jetzt wurde das Ministerium für Baumateria-

lienindustrie aufgelöst, seine Unternehmen werden sich 
zu mehreren Konzernen zusammenschließen 30. 

Beschlüsse über wichtige Reformbestandteile stehen 

noch aus. Die Kompetenzen der Unionsrepubliken in öko-

nomischen Fragen sind nicht endgültig geklärt. Die Preis-

reform, die eigentlich Anfang 1991 abgeschlossen werden 

sollte, bereitet weiterhin Kopfzerbrechen. Die Reform der 

Einzelhandelspreise ist auf die Mitte des kommenden 

Planjahrfünfts verschoben worden. Noch keine Klarheit 
herrscht ferner über die Neugestaltung der Unterneh-
mensbesteuerung. Erst in den Anfängen steckt die Ent-

wicklung eines freien Großhandels mit Produktionsmitteln 

und der Aufbau eines Geschäftsbankensystems. Die Re-
formpolitik steht somit weiter vor der Aufgabe, den Be-

trieben die Rahmenbedingungen für unternehmerisches 

Verhalten zu schaffen. 

Ausblick 

Für die sowjetische Wirtschaftspolitik besteht ein Di-

lemma: Sie strebt marktwirtschaftliche Reformen an, will 

aber trotz des massiven Geldüberhangs eine offene Infla-

tion vermeiden. Dies führt zwangsläufig zu einer inkonse-

quenten Politik. Einerseits wird auf vielfältige Weise ver-

sucht, ein eigenständiges Wirtschaften der Unternehmen 

zu fördern, andererseits kommt es wegen des Ungleich-

gewichts von Güter- und Geldmenge immer wieder zu ad-

ministrativen Eingriffen (Staatsaufträge, Zuweisung von 

Produktionsmitteln, Preiskontrollen). Diese Lage wurde 

durch die Reformunwilligkeit zahlreicher Behörden noch 

verschärft. Mit den Wahlen zum Volksdeputiertenkongreß 
und der Konstituierung des Obersten Sowjets als Berufs-

parlament sind die Reformkräfte allerdings gestärkt 

worden. 

Zur Überwindung des Dilemmas sollen die Investi-

tionen in der Schwerindustrie deutlich reduziert und das 

Konsumgüterangebot wesentlich gesteigert werden. 

Noch entwickelt werden muß ein wirksames Instrumenta-

rium der Geldpolitik. Die nächsten Jahre bleiben für die 
Politik der Perestrojka schwierig. Der Westen könnte ihre 

Erfolgsaussichten dadurch etwas verbessern, daß er der 

UdSSR Gewißheit verschafft, auch tiefgehende Ein-
schnitte in die Rüstungsaufwendungen ohne Sicherheits-

risiken durchführen zu können. 

29 Vgl. Izvestija vom 9. April 1989; Ekonomiceskaja gazeta, Nr. 
19/1989, S. 7 f., Nr. 20/1989, S. 11 und 14, Nr. 23/1989, S. 11 f.; 
EKO, Nr. 7/1989, S. 19 ff. 

30 Socialisticeskaja industrija vom 9. August 1989. 
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Sowjetische Außenwirtschaft: 

Devisenknappheit behindert Außenwirtschaftsreform 

Der Außenhandel hat für die sowjetische Wirtschaft auch im vergangenen Jahr ein ungünstiges Er-

gebnis gebracht. Die Terms of Trade haben sich zum dritten Mal in Reihenfolge spürbar verschlechtert 

(-8 vH). Verursacht wurde diese Entwicklung in erster Linie durch den gesunkenen Exportpreis des Mine-
ralöls (im Handel mit den RGW-Staaten: - 15 vH, im Handel mit den OECD-Staaten: - 22,5 vH). Es zeigte 

sich erneut, daß es in der UdSSR nicht genug konkurrenzfähige Halb- und Fertigwaren gibt, um die Ein-
bußen aus dem Verkauf von Mineralöl und Erdgas zu kompensieren. Insgesamt hat der Außenhandel zu 

den Versorgungsschwierigkeiten auf dem sowjetischen Binnenmarkt beigetragen. Die von der sowjeti-

schen Führung angestrebte stärkere Integration der Wirtschaft in die Weltwirtschaft erfordert den Aufbau 
einer wettbewerbsfähigen verarbeitenden Industrie. Dies kann - wenn überhaupt - nicht vor Mitte der 

neunziger Jahre gelingen. Ungewiß bleibt, ob die neuen Bestimmungen zur Außenwirtschaftsreform ange-

sichts der spürbaren Devisenknappheit in die Praxis umgesetzt werden können. 

Ungünstige Entwicklung der Terms of Trade 

Der Wert der sowjetischen Ausfuhr betrug 1988 rd. 
67 Mrd. Valuta-Rubel (VRbI)'. Verglichen mit dem Vorjahr 
bedeutet dies erneut ein Minus (- 1,5 vH); gegenüber 
1985, dem bisherigen Höchstwert in der sowjetischen 
Wirtschaftsgeschichte (73 Mrd. VRbI), war dies ein deutli-
cher Rückgang (- 7,5 vH). Der Wert der im vergangenen 
Jahr eingeführten Waren war mit 65 Mrd. VRbI um 7 vH 
höher als 1987. Das bisherige Spitzenergebnis von 1985 
(69 Mrd. VRbI) wurde aber auch hier deutlich verfehlt 
(-6,5 vH). 

Verursacht wurde dieser Ablauf durch die für die sowje-
tische Wirtschaft ungünstige Preisentwicklung auf den 
Auslandsmärkten. Nach Angaben von Ministerpräsident 
Ryshkow fiel der Preis, den die UdSSR beim Ölexport in 
den Westen erzielt hat, von 160 VRbI/t (1985) auf 60 
VRbI/t (1988), d. h. auf fast ein Drittel'. Er bezifferte allein 
die Verluste aus dem Verkauf von Mineralöl und Erdgas 
auf westlichen Märkten in den letzten drei Jahren auf 25 
Mrd. VRbI (das waren nach dem 1988er Umrechnungs-
kurs über 41 Mrd. US-$). Hinzu kam, daß der Importpreis 
für Getreide im vergangenen Jahr um ein Drittel auf 67,5 
VRbI/t gestiegen ist; die Getreiderechnung hat sich auf 
2,4 Mrd. VRbI und damit um die Hälfte erhöht. 

Insgesamt gesehen mußte die UdSSR daher seit 1985 
deutliche Terms of Trade-Verluste hinnehmen (jährliche 
Veränderungen in vH): 

Index 1988 
1986 1987 1988 (1985 = 100) 

Ausfuhr 
Wert - 6,1 -0,2 -1,5 92,3 
Volumen + 9,2 +2,6 +2,5 114,8 
Preise -14,0 -2,7 -3,9 80,4 

Einfuhr 
Wert - 9,8 -3,0 +7,1 93,7 
Volumen - 4,8 -0,9 +2,8 96,9 
Preise - 5,3 -2,1 +4,2 96,7 

Terms of 
Trade - 9,2 -0,6 -7,8 83,2 

Wegen der verschlechterten Austauschbedingungen 

wurde das Exportvolumen seit 1986 spürbar erhöht 
(+15 vH) und gleichzeitig die Einfuhr mengenmäßig zu-

rückgefahren (-3 vH). Der Ausfuhrüberschuß ist aVs Er-

gebnis dieser Strategie - in realer Rechnung - merklich 
gewachsen (in Mrd. VRbI): 

1986 1987 1988 

zu jeweiligen Preisen 5,8 7,4 2,1 

zu Preisen von 1985 13,3 16,0 16,2 

Die Differenz zwischen dem realen und dem nominalen 

Ausfuhrüberschuß - 1986 bis 1988 rund 30 Mrd. VRbI -
zeigt, welche Verluste der sowjetischen Wirtschaft durch 
die Verschlechterung der Terms of Trade entstanden 

sind'. Die binnenwirtschaftlichen Konsequenzen dieser 

Entwicklung lassen sich indes nicht quantifizieren, vor 

allem, weil der Kurs zwischen dem Valuta-Rubel und dem 
heimischen Rubel nicht bekanntgegeben wird 4. 

Die Exportquote der sowjetischen Wirtschaft - ge-

messen am produzierten Nationaleinkommen - hat im 

Vergleich der Jahre 1986/88 real um 9 vH zugenommen. 

Die Importquote - bezogen auf das verwendete National-

1 Der Valuta-Rubel (VRbI) ist eine Recheneinheit, die dem 
statistischen Ausweis des Außenhandels dient. Sein Umrech-
nungskurs, der von der Staatsbank festgesetzt wird, betrug 1988: 
1 VRbI = 1,65 US-$ (Vorjahr: 1,58 US-$). Der Kurs gegenüber 
dem Binnen-Rubel wurde bisher nicht veröffentlicht. Der VRbI 
ist nach dem amtlichen, ökonomisch indes fiktiven Goldgehalt 
identisch mit dem Transfer-Rubel (TRbl), der gemeinsamen 
Verrechnungswährung (Buchgeld) der RGW-Staaten. 

2 Ekonomiceskaja gazeta, Nr. 24/1989, S. 6. 

3 Vgl. Economic Commission for Europe: Economic Survey of 
Europe in 1988-1989. New York 1989, S. 163. 

4 Der neugewählte sowjetische Finanzminister Pawlow hat 
kürzlich die Kaufkraftparität zwischen diesen Währungseinheiten 
im Bereich des privaten Verbrauchs mit 1:4 beziffert (vgl. Izvestija 
vom 11. Juli 1989). 
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Entwicklung des sowjetischen Außenhandels 
1985 bis 1988 

Länder 
1985 1986 1987 1988 1985 1986 1987 1988 

Ausfuhr Einfuhr 

Insgesamt 
RGW (9)2) 
DDR 

Übrige Sozialistische Länder3) 
OECD-Länder 

EG (12) 
Bundesrepublik Deutschland4) 

EFTA 
Österreich 

Japan 
USA 

Entwicklungsländer 

Mrd. 

72,7 68,3 68,1 67,1 
40,2 42,2 40,7 39,0 
7,7 7,9 7,6 7,2 
4,2 3,5 3,5 3,8 
18,7 13,2 14,4 14,7 
13,1 9,0 9,8 10,2 
4,3 2,9 2,5 2,5 
4,2 2,8 3,0 3,0 
0,8 0,5 0,4 0,5 
0,9 1,0 1,0 1,2 
0,3 0,3 0,3 0,3 
9,5 9,4 9,6 9,3 

VRbl1) 

69,4 62,6 60,7 65,0 
37,9 37,8 38,9 39,8 
7,6 7,1 7,1 7,0 
4,6 4,0 3,3 3,5 

19,4 16,0 14,0 16,5 
8,5 7,2 6,9 7,5 
3,3 3,0 2,7 3,3 
4,6 4,1 3,5 4,1 
0,9 0,9 0,6 0,7 
2,3 2,2 1,6 2,0 
2,4 1,1 0,9 1,8 
7,5 4,8 4,6 5,2 

Insgesamt 
RGW (9)2) 
DDR 

Übrige Sozialistische Länder3) 
OECD-Länder 

EG (12) 
Bundesrepublik Deutschland4) 

EFTA 
Österreich 

Japan 
USA 

Entwicklungsländer 

Länderstru 

100 100 100 100 
55,4 61,7 59,7 58,2 
10,6 11,5 11,2 10,7 
5,8 5,1 5,1 5,7 

25,8 19,4 21,1 21,9 
18,1 13,2 14,4 15,1 
5,8 4,2 3,7 3,8 
5,7 4,1 4,4 4,4 
1,1 0,8 0,6 0,7 
1,3 1,4 1,4 1,8 
0,4 0,5 0,4 0,5 
13,0 13,8 14,0 13,9 

ktur in vH 

100 100 100 100 
54,6 60,4 64,0 61,2 
10,9 11,4 11,7 10,8 
6,6 6,5 5,4 5,4 

28,0 25,5 23,0 25,4 
12,2 11,5 11,4 11,6 
4,7 4,7 4,4 5,1 
6,6 6,5 5,8 6,3 
1,2 1,4 1,0 1,1 
3,3 3,5 2,7 3,0 
3,4 1,8 1,5 2,7 
10,8 7,7 7,6 7,9 

Insgesamt 
RGW (9)2) 
DDR 

Übrige Sozialistische Länder3) 
OECD-Länder 

EG (12) 
Bundesrepublik Deutschland4) 

EFTA 
Österreich 

Japan 
USA 

Entwicklungsländer 

Jährlicher Saldo 
in Mrd. VRbl1) 

3,2 5,7 7,4 2,1 
2,3 4,4 1,8 -0,8 
0,1 0,8 0,5 0,2 
-0,4 -0,6 0,2 0,3 
-0,7 -2,7 0,4 -1,8 

4,7 1,8 2,9 2,6 
1,0 -0,1 -0,2 -0,7 
-0,4 -1,3 -0,5 -1,1 
-0,1 -0,3 -0,2 -0,3 
-1,4 -1,2 -0,7 -0,8 
-2,1 -0,8 -0,6 -1,4 

2,0 4,6 4,9 4,2 

Relation Ausfuhr zur Einfuhr 
in vH 

104,7 109,1 112,2 103,2 
106,2 111,5 104,7 98,0 
101,0 110,6 107,7 102,4 
92,1 85,8 107,3 108,3 
96,4 82,9 102,9 88,9 
155,0 124,7 141,8 135,1 
130,6 97,0 93,1 77,2 
90,7 69,0 86,0 72,8 
93,1 63,4 71,9 63,9 
40,6 44,4 59,7 60,7 
13,7 27,3 30,3 18,7 

126,2 196,6 206,1 180,9 

1) Der Valuta-Rubel (VRbI) dient als reine Recheneinheit nur dem statistischen Ausweis des Außenhandels. Sein Umrechnungs-
kurs betrug 1985:1.19 US-$, 1986:1.42 US-$, 1987:1.58 US-$ und 1988:1.65 US-$. - 2) Bulgarien, CSSR, DDR, Kuba, Mongolei, 
Polen, Rumänien, Ungarn und Vietnam. - 3) VR China, Jugoslawien, Laos und Nord-Korea. - 4) Einschließlich Berlin (West). 

Quelle: Außenhandelsjahrbücher der UdSSR. 

einkommen - ist gleichzeitig real um 7 vH gesunken5. Der Wert der sowjetischen Ausfuhr dorthin ist 1988 um 

Der Außenhandel hat zu den Versorgungsschwierigkeiten über 1,5 Mrd. VRbI (-4 vH) gesunken. Real lag die Aus-

auf den Binnenmärkten beigetragen. fuhr indes auf dem Vorjahresniveau. Allein der Preis 

Aspekte der Länderstruktur 5 Bei der Berechnung der Export- und Importquoten sind die 
für die Jahre 1986 bis 1988 offiziell ausgewiesenen Wachstums-
raten (produziertes Nationaleinkommen: + 11,2 vH, verwendetes 

Unter den Handelspartnern der UdSSR bilden die Nationaleinkommen: +7,9 vH) im Sinne Aganbegjans um die 

RGW-Länder die mit Abstand wichtigste Ländergruppe. Hälfte deflationiert worden. 
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Warenstruktur des sowjetischen Außenhandels 
1985 bis 1988 

Warengruppen') 

Welt Sozialist. Länder2) Übrige Länder 

1985 1986 1987 1988 1985 1986 1987 1988 1985 1986 1987 1988 

Ausfuhr 

Insgesamt 
Maschinen, Ausrüstungen u. Transportmittel 
Brennstoffe u. Elektroenergie 
Erze u. Metalle 
Chemische Erzeugnisse u. Kautschuk 
Holz, Papier u. Zellulose 
Textilrohstoffe u. -halbwaren 
Landwirtsch. Erzeugnisse u. Nahrungsmittel 
Industrielle Konsumgüter 
Übrige Waren 

100 
13,9 
52,7 
7,5 
3,9 
3,0 
1,3 
1,5 
2,0 

14,2 

100 
15,0 
47,3 
8,4 
3,5 
3,4 
1,4 
1,6 
2,4 

17,0 

100 
15,5 
46,5 
8,5 
3,4 
3,3 
1,5 
1,6 
2,6 

17,1 

100 
16,2 
42,1 
9,5 
4,0 
3,5 
1,6 
1,7 
2,8 

18,6 

100 
16,9 
49,8 
10,1 
3,9 
3,0 
1,9 
1,6 
2,2 

12,2 

Anteile in vH 

100 
17,1 
50,1 
10,2 
3,6 
2,9 
1,8 
1,4 
2,3 

10,6 

100 
17,9 
47,9 
10,1 
3,6 
2,7 
1,9 
1,5 
2,6 

11,8 

100 
19,6 
43,6 
10,1 
4,1 
2,6 
2,0 
1,5 
3,0 

13,5 

100 
9,2 

57,3 
3,4 
3,9 
3,0 
0,4 
1,3 
1,7 

17,4 

100 
10,8 
41,9 
4,8 
3,0 
4,4 
0,6 
2,0 
2,6 

29,7 

100 
11,1 
43,9 
5,6 
3,1 
4,4 
0,8 
1,8 
2,6 

26,8 

100 
10,2 
39,5 
8,4 
3,8 
5,1 
0,9 
2,1 
2,4 

27,6 

Einfuhr 

Insgesamt 
Maschinen, Ausrüstungen u. Transportmittel 
Brennstoffe u. Elektroenergie 
Erze u. Metalle 
Chemische Erzeugnisse u. Kautschuk 
Holz, Papier u. Zellulose 
Textilrohstoffe u. -halbwaren 
Landwirtsch. Erzeugnisse u. Nahrungsmittel 
Industrielle Konsumgüter 
Übrige Waren 

100 
37,1 
5,3 
8,3 
5,0 
1,3 
1,7 

21,1 
12,6 
7,6 

100 
40,7 
4,6 
8,3 
5,1 
1,3 
1,3 

17,1 
13,4 
8,2 

100 
41,4 
3,9 
8,1 
5,3 
1,2 
1,5 

16,1 
13,0 
9,5 

100 
40,9 
4,4 
8,0 
5,0 
1,2 
1,6 

15,8 
12,8 
10,3 

100 
47,4 
1,8 
4,9 
3,0 
0,4 
0,3 

17,9 
15,5 
8,8 

Anteile in vH 

100 100 
46,4 47,8 
2,0 1,8 
5,4 5,1 
3,0 2,8 
0,4 0,3 
0,4 0,3 

16,7 16,1 
16,1 15,6 
9,6 10,2 

100 
47,1 
2,1 
4,9 
2,8 
0,3 
0,3 

15,0 
15,9 
11,6 

100 
20,9 
10,8 
13,7 
8,2 
2,7 
3,9 

26,1 
8,0 
5,7 

100 
29,2 
9,8 

14,1 
9,3 
3,1 
3,1 

17,9 
7,9 
5,5 

100 
27,0 
8,6 

14,9 
11,0 
3,2 
4,2 

16,1 
7,1 
7,9 

100 
28,5 
9,0 

14,2 
9,4 
3,0 
4,2 

17,4 
6,6 
7,7 

Saldo 

Insgesamt 
Maschinen, Ausrüstungen u. Transportmittel 
Brennstoffe u. Elektroenergie 
Erze u. Metalle 
Chemische Erzeugnisse u. Kautschuk 
Holz, Papier u. Zellulose 
Textilrohstoffe u. -halbwaren 
Landwirtsch. Erzeugnisse u. Nahrungsmittel 
Industrielle Konsumgüter 
Übrige Waren 

3,2 
-15,7 
34,6 
-0;3 
-0,6 

1,3 
-0,2 

-13,6 
-7,3 
5,0 

5,7 7,4 
-15,2 - 14,6 
29,4 29,3 
0,5 0,9 

-0,8 -0,9 
1,5 1,5 
0,1 0,1 

-9,6 -8,7 
-6,7 - 6,1 

6,5 5,9 

2,1 
-15,7 
25,4 
1,2 

-0,6 
1,6 
0,0 

-9,1 
-6,4 

5,8 

Jährlich, in Mrd. VRbI3) 

2,0 3,8 2,1 -0,6 
-12,6 - 11,6 - 12,2 - 12,1 
21,4 22,0 20,4 17,7 
2,4 
0,5 
1,2 
0,7 

-6,9 
-5,6 

1,7 

2,4 
0,4 
1,2 
0,7 

-6,3 
-5,7 

0,8 

2,3 
0,4 
1,1 
0,7 

-6,1 
-5,4 

0,9 

2,2 
0,5 
1,0 
0,7 

-5,9 
-5,6 

0,7 

1,3 
-3,0 
13,2 
-2,7 
-1,1 

0,1 
-1,0 
-6,7 
-1,7 
3,4 

1,9 
-3,6 

7,5 
-1,8 
-1,2 
0,4 

-0,5 
-3,3 
-1,0 
5,6 

5,3 
-2,4 

8,9 
-1,4 
-1,3 

0,5 
-0,6 
-2,6 
-0,7 
4,9 

2,7 
-3,7 

7,6 
-1,0 
-1,1 

0,6 
-0,7 
-3,3 
-0,8 
5,0 

1) RGW-Warenklassifizierung. 2) RGW (9) und übrige sozialistische Länder. - 3) Valuta-Rubel. 

Quelle: Außenhandelsjahrbücher der UdSSR. 

(durchschnittlicher Wert) des sowjetischen Mineralöls 

ging um 15 vH zurück. Die Terms of Trade im Handel mit 

den RGW-Partnern verschlechterten sich hier um insge-

samt 6,5 vH. Die sowjetische Handelsbilanz gegenüber 

dieser Staatengruppe wies zum ersten Mal seit 1973 ein 

Minus auf (knapp 1 Mrd. VRbI). Gegenüber den sechs eu-

ropäischen RGW-Mitgliedern betrug das Handelsdefizit 

über 2 Mrd. VRbl. Auf diese Weise ist der seit 1976 kumu-

lierte Handelsüberschuß der UdSSR gegenüber Osteu-

ropa auf 15,5 Mrd. VRbl verringert worden. Die Tendenz 

für die Zukunft ist ungewiß. Schon jetzt steht aber fest, 

daß die Handelsverträge der UdSSR mit den übrigen 

RGW-Staaten im laufenden Planjahrfünft nicht mehr er-

füllt werden können. Alle Seiten haben 1988 weniger ge-

liefert als vereinbart6. Zur „Ausbilanzierung des Waren-

umsatzes" wurden die „sowjetischen Käufe von Ma-

schineu und Ausrüstungen etwas verringert". Bis 1990 

wird der sowjetische RGW-Handel auf einem Niveau von 

rund 70 Mrd. VRbl stagnieren. In den Jahren 1991 bis 

1995 erwarten die Sowjets einen preisbedingten Rück-

gang der Einnahmen aus dem Energieexport um 20 Mrd. 

Rubel, der durch Importkürzungen ausgeglichen werden 

muß'. 

Veränderungen im statistischen Nachweis der Länder-

struktur des sowjetischen Außenhandels sind teilweise 

zufallsbedingt, weit/ der sowjetische Außenhandel auf 

einem „dualen" Preisgefüge beruht: Den Zahlungen in 

6 Vgl. Alexander Safonow: UdSSR-europäische RGW-Länder: 
nach der Unterzeichnung von Protokollen. In: Außenhandel 
UdSSR, Nr. 6/1989, S. 2. 

7 Izvestija CK KPSS, Nr. 7/1989, S. 52. 
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konvertierbaren Währungen liegen in der Regel die je-

weils aktuellen Preise der westlichen Märkte zugrunde. 

Das Gros des Intra-RGW-Handels wird indes auf der 

Basis von bilateral ausgehandelten Vertragspreisen abge-

wickelt, die den Weltmarktpreisen verzögert folgen 

(Prinzip des gleitenden Fünfjahresdurchschnitts). Eine Ar-

beitsgruppe des RGW-Exekutivkomitees hat zusammen 

mit dem RGW-Sekretariat ein neues Konzept für die Art 

der Zusammenarbeit der RGW-Staaten ausgearbeitet. 

Darin wird u. a. vorgeschlagen, grundsätzlich die jewei-

ligen Weltmarktpreise als Verrechnungs- bzw. Zahlungs-

basis im RGW anzuwenden. Gegen diesen Vorschlag hat 

allerdings der Vertreter der DDR sein Veto eingelegt; die 

DDR bleibe auch in Zukunft beim bisherigen Verfahren 

der Preisfestsetzung. Die Vertreter Kubas, der Mongolei 

und Vietnams haben ebenfalls gegen alle Neuerungen 

Vorbehalte geäußert, wenn dadurch ihre bisherige Vor-

zugsbehandlung gefährdet würde. 

Im Handel mit dem industrialisierten Westen haben 

sich die Terms of Trade der UdSSR nach einer Schätzung 

der ECE in den ersten drei Quartalen 1988 um 14 vH 

verschlechtert8. Dies ist in erster Linie auf den Rückgang 

des durchschnittlichen Erlöses beim Mineralölexport um 

22,5 vH (auf 65,7 VRbi/t) zurückzuführen. Mineralöl war 

am gesamten Export der Sowjetunion in die OECD-

Staaten 1988 noch mit 44 vH beteiligt, das sind sechs 

Punkte weniger als im Vorjahr. Nach wie vor ist die sowje-

tische Wirtschaft von diesen Exporten abhängig. Jede 

Veränderung des Weltmarktpreises von Rohöl um einen 

US-Dollar je Barrel bewirkt für sie ein Plus oder Minus von 

knapp 700 Mill. US-$ (= drei Prozent der Exporterlöse im 

OECD-Handel). 

Die Sowjetunion hat 1988 über 2 Mrd. VRbl für Getrei-

deimporte aus dem OECD-Raum ausgegeben. Auch hier 

bleibt die sowjetische Abhängigkeit vorerst hoch. Von Ja-

nuar bis Juni 1989 wurden bereits 38 Mill. t Getreide ein-

geführt, knapp ein Fünftel mehr als im ersten Halbjahr 

1988. Laut Ryshkow wird die UdSSR in diesem Jahr Ge-

treide und Nahrungsmittel im Wert von 5 Mrd. VRbl aus 

dem Westen importieren. Die sowjetische Regierung hat 

jetzt zwar beschlossen, die landwirtschaftliche Produk-

tion — 1989 und 1990 versuchsweise — dadurch zu sti-

mulieren, daß die über ein bestimmtes Soll hinaus er-

zeugten Mengen vom Staat gegen harte Währungen auf-

gekauft werden. Eine schnelle Minderung der 

Importabhängigkeit dürfte aber kaum zu erwarten sein. 

Die EG-Kommission, deren Rolle im Ost-West-Wirt-

schaftsverkehr durch die Beschlüsse des diesjährigen 

Weltwirtschaftsgipfels in Paris erheblich aufgewertet 

wurde, verhandelt gegenwärtig mit der Sowjetunion über 

den Abschluß eines umfassenden zehnjährigen Handels-

und Kooperationsabkommens. Wenn dieses Abkommen 

in diesem Jahr zustandekommt, dann wird dies sicherlich 
ein politisch wichtiger Schritt zur Normalisierung des Ver-

hältnisses zwischen beiden Parteien sein. Schnelle Im-
pulse für den sowjetischen Handel mit der EG sind indes 

nicht zu erwarten; denn es wird sich um ein nicht-präfe-

rentielles Abkommen handeln, und wichtige „sensible" 

Waren (Textilerzeugnisse und Montanprodukte) werden 
nicht einbezogen. 

Auch das sowjetisch-amerikanische Verhältnis könnte 
sich im wirtschaftlichen Bereich normalisieren. In den 

USA beginnt eine parlamentarische Debatte über die 

Streichung des Jackson-Vanik-Amendments, das die Ge-
währung von Krediten und der Meistbegünstigung an die 

UdSSR von der sowjetischen Emigrationspolitik abhängig 

macht und über den Abschluß eines bilateralen Handels-

abkommens mit der UdSSR. Beide Großmächte waren fü-

reinander zwar nie wichtige Handelspartner. Eine Norma-

lisierung des wirtschaftlichen Verkehrs zwischen beiden 

Staaten würde sich aber positiv auf den gesamten Ost-

West-Wirtschaftsbereich auswirken. Auf diese Weise 

könnte auch die CoCom-Problematik entschärft werden. 

Finanzielle Aspekte 

In der UdSSR wird — trotz Glasnost — die Zahlungsbi-

lanz des Landes in konvertiblen Währungen nach wie vor 
nicht veröffentlicht. Das Handelsbilanzdefizit (3 Mrd. 

US-$) und die — geschätzten — Zinszahlungen (1,6 Mrd. 

US-$) weisen indes darauf hin, daß die sowjetische Lei-
stungsbilanz auch im vergangenen Jahr passiv war. Die 

Sowjetunion hat 1988 auf den internationalen Finanz-

märkten mittel- und langfristige Anleihen in Höhe von 

2,6 Mrd. US-$ aufgenommen. Darunter war auch die erste 
DM-Anleihe in der Bundesrepublik (500 Mill.), wobei die 

Banken von der UdSSR nicht verlangt hatten, daß sie ihre 

„Wirtschaftsbücher" öffnet. Darüber hinaus hat die 
UdSSR im vergangenen Jahr 258 t Gold im Westen ver-
kauft (1987: 303 t) und dafür schätzungsweise 3,6 Mrd. 

US-$ erlöst (1987: 4,4 Mrd. US-$)9. Diese Goldverkäufe — 

in den Jahren 1985 bis 1988 waren es insgesamt über 

1 150 t (geschätzter Verkaufserlös: knapp 15 Mrd. US-$) 10 

— sind ein erneuter Hinweis auf die finanziellen Auswir-
kungen der verschlechterten Preisverhältnisse im sowjeti-

schen Westhandel. 

Über die Verschuldung der UdSSR in harten Wäh-

rungen wurden in diesem Jahr erstmalig sowjetische An-
gaben veröffentlicht. Ryshkow gab die Höhe der Verschul-

dung „gegenwärtig" mit 34 Mrd. VRbl und den Schulden-

dienst in diesem Jahr mit 12 Mrd. VRbl an (umgerechnet 
zum laufenden Kurs sind das 54 Mrd. bzw. 19 Mrd. 

US-$) 11 . Diese Zahlen sind viel höher als die bisherigen 

westlichen Schätzungen: Die sowjetischen Gesamtver-
bindlichkeiten in harten Währungen wurden zum Ende 

vergangenen Jahres nämlich auf 40 Mrd. US-$ (ECE, 

8 Vgl. Economic Commission for Europe, a.a.0., S. 189. 

9 Vgl. Handelsblatt vom 21./22. Juli 1989. 

10 Vgl. Economic Commission for Europe, a.a.0., S. 212. 

11 Pravda vom 10. Juni 1989. 
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OECD) 12 bzw. auf 33,5 Mrd. US-$ (Wiener Institut für In-

ternationale Wirtschaftsvergleiche)13 geschätzt. Kürzlich 
hat der neue sowjetische Finanzminister für mehr Klarheit 

gesorgt. In dem Betrag von 34 Mrd. VRbl seien die sowje-
tischen Verbindlichkeiten aus bilateralen Verrechnungs-

konten, vor allem gegenüber Finnland und Jugoslawien 
(ca. 2 Mrd. VRbl), ferner Verpflichtungen gegenüber 
RGW-Staaten aufgrund von Investitionsbeteiligungen 
dieser Staaten (ca. 4 Mrd. VRbl) und schließlich ca. 28 

Mrd. VRbl Verbindlichkeiten in frei konvertierbaren Wäh-

rungen enthalten (44,5 Mrd. US-$). In dieser Summe 
seien sowohl langfristige Banken- und Lieferantenkredite 
als auch Depositengeschäfte und kurzfristige Bankenkre-

dite einbezogen, wobei auf die beiden zuletzt genannten 

Teile „mehr als die Hälfte der genannten Summe ent-
fällt"14. Auch im Schuldendienst von 12 Mrd. VRbl sind 

alle diese Operationen enthalten. 

Offenbar sind diese Zahlen von der sowjetischen Re-

gierung mit dem Ziel veröffentlicht worden, gegen dieje-
nigen zu argumentieren, die von der sowjetischen Füh-
rung eine kreditfinanzierte Steigerung der Konsumgüter-

einfuhr verlangten 15. Dabei hat man wohl übersehen, daß 
diese Daten bei den westlichen Banken für erhebliche 

Unruhe gesorgt haben. 

Ende Juni 1989 gab es in der UdSSR insgesamt 680 re-
gistrierte Gemeinschaftsunternehmen mit ausländischer 
Kapitalbeteiligung, darunter waren 598 mit westlicher Be-

teiligung. Bei diesen Unternehmen, von denen unbekannt 
ist, wieviele tatsächlich bereits produzieren, handelt es 
sich in der Regel um kleine Vorhaben, eher um Versuchs-

ballons (das durchschnittliche Satzungskapital der Neu-
gründungen betrug 1987: 6,7 Mill. Rbl, 1988: 3,9 Mill. Rbl 

und im ersten Quartal 1989: weniger als 3 Mill. Rbl; der 
Anteil des ausländischen Kapitals lag grundsätzlich bei 
40 vH). 

Insgesamt gehört die UdSSR (zusammen mit der 

CSSR und der DDR) zu einer Gruppe von Ländern „with 

light to moderate debt burdens where there remains some 
scope for debt to rise in the medium-term'116. Für die 
Beurteilung der UdSSR durch westliche Kapitalgeber 
dürften nicht so sehr die — zunehmenden — wirtschaftli-
chen Schwierigkeiten des Landes eine entscheidende 
Rolle spielen, schwerer wiegt hier die instabiler gewor-

dene politische Lage des Landes. 

Außenwirtschaftspolitische Nah- und Fernziele 

Der Import soll im kommenden Jahr einen „spürbaren 

Beitrag" zur maximalen Steigerung des Angebots von 

Konsumgütern leisten. Der Wert der importierten Kon-
sumgüter soll — in Binnenpreisen gerechnet — 32 Mrd. 

Rbl betragen, gegenüber dem Planansatz für 1989 (21,7 

Mrd.; Ist 1988: 21,6 Mrd.) eine Zunahme um fast die 
Hälfte. Darunter sollen Waren im Wert von 10 Mrd. Rbl 

(Plan 1989: 4,7 Mrd.; Ist 1988: 5,4 Mrd.) aus dem Westen 

importiert werden. Der Anteil des Imports am gesamten 

Einzelhandelsumsatz soll 1990 bei rund 7,5 vH liegen 
(1988: knapp 6 vH). Zugleich ist eine „drastische Kürzung 
der Importe von Waren für die Schwerindustrie" einge-

plant. Auch beim Maschinenimport hat die Produktion 

von Konsumgütern Priorität. 

Die sowjetische Regierung hat jetzt beschlossen, die 
ersten beiden Sonderwirtschaftszonen — in Nordwestruß-
land unweit der finnischen Grenze bzw. in der Nähe der 

sibirischen Stadt Nachodka — einzurichten. Die Funk-
tionsweise dieser Sonderregionen, die sowohl der Export-
förderung als auch der besseren Versorgung des Binnen-

marktes dienen sollen, ist im Detail noch unbekannt. Der 
sowjetische Rubel soll um die Jahrtausendwende zu einer 

frei austauschbaren Währung umgestaltet werden. Dafür 
muß indes eine ganze Reihe von Voraussetzungen erst 
noch geschaffen werden. Insbesondere muß die „innere 

Konvertibilität" des Rubels sichergestellt werden 

(Ryshkow), d. h. die freie Verwendung des Geldes auf 

dem Binnenmarkt. Außerdem müssen wichtige Bestand-
teile des gesamten Reformpaketes (Preisreform, Groß-
handel mit Produktionsgütern) zuvor verwirklicht worden 

sein. 

Die UdSSR steuert einen Kurs der Annäherung an das 

GATT mit der Perspektive einer Voll-Mitgliedschaft in 
dieser Organisation. Was die Beziehungen zum IWF an-

geht, so unterhält die UdSSR mit dem Sekretariat dieser 

Organisation seit kurzem „Arbeitskontakte". Die Frage 
nach einer sowjetischen Mitgliedschaft wird zwar geprüft, 

„sie steht aber noch nicht in einem praktischen Plan". Die 

UdSSR strebt langfristig eine intensive Teilnahme ihrer 
Wirtschaft an der internationalen Arbeitsteilung an. Im 
Mittelpunkt des Interesses steht dabei die wirtschaftliche 
Seite des „gemeinsamen europäischen Hauses": „Zum 

Endziel könnte die Schaffung eines einheitlichen gesamt-

europäischen Marktes und — in noch in fernerer Perspek-
tive — eines einheitlichen Wirtschaftskomplexes Europas 
werden"17. 

Außenwirtschaftsreform 

Die 1987 beschlossenen Reformen der außenwirt-

schaftlichen Tätigkeit (im wesentlichen: Dezentralisierung 

12 Vgl. Economic Commission for Europe, a.a.O., S. 214. 
Ferner: East-West Trade and Financial Relations: Developments 
in 1987-1988 and Future Prospects. In: Financial Market Trends, 
Nr. 42/1989, OECD, Paris, S. 24. 

13 Vgl. Gerhard Fink et al.: Die Wirtschaft der RGW-Länder 
und Jugoslawiens 1988/89, WIIW-Reprint Serie, Nr. 119/1989, S. 
302. 

14 Pravitel'stvennyj vestnik, Nr. 14-15/1989, S. 18. 

15 Vgl. Nikolai Schmeljow: Wie kann ein Zusammenbruch der 
sowjetischen Wirtschaft vermieden werden? In: Moskau News, 
Nr. 7/1989, S. 8. 

16 East-West Trade and Financial Relations, a.a.O., S. 31. 

17 Sechs Thesen zu Europa. In: Sowjetunion heute, Nr. 
5/1989, S. 7. 
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der Außenhandelsentscheidungen und Stimulierung der 

Exporte durch betriebseigene Devisenkonten) sind in der 
sowjetischen Wirtschaftspraxis unwirksam geblieben. 
Dafür ist nicht nur der Mangel an Fachpersonal verant-
wortlich. Entscheidend ist vielmehr die überall spürbare 

Devisenknappheit. Die gesamte Ausfuhr des Landes wird 
durch zentral vorgegebene Staatsaufträge gesteuert; das 
Recht zur selbständigen Durchführung der Ausfuhrge-

schäfte steht vorerst nur auf dem Papier; ebenso die Gut-
schrift auf dem betrieblichen Devisenkonto, weil die Bank 
für Außenwirtschaft diese Konten nicht ausreichend 

bedient's. Die knappen Fremdwährungen werden nach 
wie vor nach zentralen Prioritäten verwendet. 

Vor diesem Hintergrund ist bedeutsam, daß die Außen-
wirtschaftsreform durch einen neuen Ministerratsbe-

schluß vom 2. Dezember 1988 beschleunigt werden 
solli9. Die wichtigsten Bestimmungen diese Beschlusses 
lassen sich so zusammenfassen: Sämtliche Wirtschafts-
subjekte erhielten am 1. April 1989 das unmittelbare 
Recht, die Export- und Importgeschäfte selbständig 

durchzuführen, wenn sie „auf dem Außenmarkt konkur-

renzfähig sind". Voraussetzung ist allerdings, daß man in 
ein zentrales Register aufgenommen wird; die zentralen 

Außenwirtschaftsbehörden können die Aufnahme verwei-

gern, „wenn unlautere Konkurrenz stattfindet" oder wenn 

die Interessen des Staates geschädigt werden. Es gibt 
zwei weitere Einschränkungen: Der Staat legt eine Liste 
von Erzeugnissen fest, die weiterhin nur zentral ausge-

führt werden können (bei der gegenwärtigen Waren-
struktur ca. 65 bis 70 vH der gesamten Ausfuhr). In einer 

weiteren staatlichen Liste werden alle Erzeugnisse aufge-
führt, deren freie Einfuhr verboten ist20. Ferner kann das 

Ministerium für Außenwirtschaft für bestimmte Produkte 

bzw. gegenüber bestimmten Ländern zeitlich begrenzte 

Ausfuhr- und Einfuhrlizenzen bzw. -quoten einführen, 

„wenn dies der Zustand der Zahlungsverhältnisse oder 
andere ökonomische und politische Bedingungen ver-

langen'". Auf dem Wege zur vollen Selbstfinanzierung mit 
Fremdwährungen, der laut Beschluß konsequent weiter-
gegangen werden soll, hat sich die Praxis der Devisenbe-

wirtschaftung zugunsten der Unternehmen verändert: Sie 

können jetzt den ihnen zustehenden Anteil am Devisen-
erlös einbehalten. Der freie Kauf und Verkauf „gegen so-
wjetische Rubel zu Vertragspreisen auf Devisenauk-

tionen" werden zugelassen. Schließlich soll am 1. Januar 
1991 „zu einem neuen Wechselkurs in den Verrech-

nungen der Außenwirtschaftsoperationen" übergegangen 

werden, nach und nach soll auf die Verwendung der diffe-
renzierten Devisenkoeffizienten bei der Gewinn- und Ver-
lustrechnung verzichtet werden, und vom 1. Januar 1990 

wird der Rubel im Rahmen dieser Verrechnungen gegen-
über konvertierbaren Währungen um 50 vH abgewertet. 

Das Ganze hat vorerst den Charakter eines Experi-
ments. Bis Ende 1990 soll der Entwurf eines neuen Ge-

setzes über die Außenwirtschaftstätigkeit ausgearbeitet 
werden. Es bleibt abzuwarten, ob es den Reformern ge-
lingt, diese neuen Bestimmungen auch unter den Bedin-
gungen der Devisenknappheit umzusetzen. 

Seit dem 1. Januar 1987 ist die Gründung von Gemein-
schaftsunternehmen mit westlichem Kapital auf dem so-

wjetischen Territorium zugelassen. Der rechtliche 
Rahmen für diese Joint Ventures ist durch den Minister-
ratsbeschluß vom 2. Dezember 1988 erneut verändert, 

d. h. weiter an die Wünsche der potentiellen westlichen 
Kapitalgeber angepaßt worden. Zuvor galt als Grund-

regel, daß der sowjetische Kapitalanteil an einem Joint 
Venture mindestens 51 vH betragen mußte und daß der 
Vorstands- und der Aufsichtsratsvorsitzende sowjetische 
Staatsbürger sein mußten. Nach der neuen Regelung gibt 
es hinsichtlich des prozentualen Anteils der ausländi-

schen Beteiligung oder hinsichtlich der Person des Ge-

schäftsführers keine Beschränkungen mehr. Darüber ent-
scheiden einvernehmlich die Gesellschafter ebenso wie 
über sämtliche Bereiche der Tätigkeit ihres Gemein-

schaftsunternehmens, einschließlich der Entlohnung der 
sowjetischen Mitarbeiter. Für jedes Joint Venture wird es 

somit ganz entscheidend auf den konkreten Gesell-

schaftsvertrag ankommen. Über die Zulassung von Joint 
Ventures hatten seit September 1987 die zuständigen 

Branchenministerien, andere zentrale Organe der UdSSR 
bzw. die Regierungen der einzelnen Republiken zu ent-

scheiden. Nach der neuen Regelung „ ist den Betrieben, 
Vereinigungen und Organisationen das Recht zu ge-

währen, Beschlüsse über die Gründung von Gemein-
schaftsunternehmen, internationalen Vereinigungen und 

Organisationen mit ausländischen Organisationen und 
Firmen bei Zustimmung des übergeordneten Verwal-

tungsorgans zu fassen". Das Finanzministerium der 
UdSSR und andere Organe werden aufgefordert, die 
Gründung von Joint Ventures, z. B. durch Steuernach-
lässe und durch die Versorgung der ausländischen Mitar-

beiter mit Wohnraum, nachdrücklich zu fördern; das gilt 
ganz besonders für Projekte, die in der fernöstlichen Wirt-

schaftsregion realisiert werden. Diese neuen Regelungen 
dürften wohl ein Hinweis darauf sein, daß die sowjeti-

schen Behörden mit den bisherigen Ergebnissen ihrer 
Kapitalimportpolitik nicht zufrieden sind. 

18 In den Jahren 1987 und 1988 wurden auf den Devisen-
konten der Unternehmen, Ministerien und Unionsrepubliken Be-
träge von 1,6 Mrd. VRbl in konvertierbaren Währungen, von 
4,6 Mrd. TRbl und von 1,9 Mrd. VRbl in Verrechnungswährungen 
gutgeschrieben (vgl. Izvestija CK KPSS, Nr. 7/1989, S. 38/39). 

19 Der deutsche Text dieses Beschlusses findet sich in: Au-
ßenhandel UdSSR, Nr. 2/1989, S. 44-49. Vgl. ferner Wladimir Ka-
menzew: Zur Vervollkommnung der Außenwirtschaft der UdSSR. 
In: Ebenda, S. 2-4. 

20 Die Exportliste und die Importliste für die Jahre 1989 und 
1990 wurden veröffentlicht in: Ekonomiceskaja gazeta, 
Nn 13/1989, S. 23. 
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